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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


A. Mündliche Fragen gemäß L der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


1. Abgeordneter Wie hoch ist nach Schätzung der Bundesregie- 

Dr. Schneider rung die Zahl von Ausländern, die sich z. Z. 
(Nürnberg) illegal in der Bundesrepublik Deutschland auf- 

hält, und reichen nach Ansicht der Bundes- 
regierung die geltenden Rechtsvorschriften 
über die Ausweisung und Abschiebung insbe- 
sondere von illegal eingereisten Ausländern 
aus? 

2. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, denen zufolge 

Ollesdi der Parlamentarische Staatssekretär im Bun- 

desministerium des Innern, Wolfram Dom, 
dem Unternehmen eines ihm befreundeten 
Verlegers in Altena in Westfalen den Auftrag 
zum Druck der Zeitsdirift „Zivilschutz-Maga- 
zin" zum monatlichen Herstellungspreis von 
93 000 DM zugespielt hat, obwohl ein anderer 
Bewerber einen Herstellungspreis von nur 
68 000 DM verlangt hatte, wodurch die Staats- 
kasse bei einer dreijährigen Laufzeit des 
Auftrags einen Verlust von 900 000 DM erlei- 
det? 

3. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Parlamentarische Staats- 

Ollesdi Sekretär Wolfram Dom oder die Beamten im 

Bundesverband für den Selbstschutz, die die 
Entscheidung über die Auftragsvergabe ge- 
troffen haben, eine, wie der Bayern-Kurier 
schreibt „anstößige Vermengung von Politik 
und Geschäft" betrieben haben? 

4. Abgeordneter Wer war für die Auftragsvergabe des „Zivil- 

Krall schutz-Magazins" verantwortlich, und in wel- 

chem Umfang war der Parlamentarische Staats- 
sekretär Wolfram Dorn an dieser Auftragsver- 
gabe direkt oder indirekt beteiligt? 

5. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Bundes rechnungshof die 

Krall Ausschreibung und Vergabe des Auftrags 

überprüft hat, und welches Ergebnis hatte 
diese Prüfung? 

6. Abgeordneter Stimmt die Behauptung des Bayern-Kuriers 

Wurbs vom 11. März 1972, daß der Parlamentarische 

Staatssekretär Wolfram Dorn mehrere FDP- 
Mitglieder, deren berufliche Qualifikation um- 
stritten ist, mit hochdotierten Posten beim 
Bundesverband für den Selbstschutz versorgte, 
so z. B. einen Briefmarkenhändler, der zum 
Landesstellenleiter in Bremen ernannt wurde? 
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7. Abaeordneter Stimmt es, daß der Chefredakteur des „Zivil- 
Wurbs schutz-Magazins" ohne Beteiligung des BVS- 

Vorstands ernannt und in die Vergütungs- 
gruppe I b eingestuft wurde? 

Wird die Bundesregierung im Rahmen ihrer 
Bemühungen um ein verbessertes Umweltbe- 
wußtsein der Bevölkerung eine Wanderaus- 
stellung zum Umvreltschutz einrichten? 

Könnte gegebenenfalls ein Teil der mit vom 
Bund finanzierten Stuttgarter Ausstellung 
„Umwelt 72" die Grundlage für eine künftige 
Wanderausstellung bieten? 

10. Abgeordneter Wann ist damit zu rechnen, daß der Bundes- 
Kahn-A(kennann minister des Innern eine Ausbildungsordnung 

und Prüfungsordnung für Verwaltungslehr- 
linge erläßt, nachdem die seit Jahren anhän- 
gige Frage des Erlasses einer Ausbildungs- 
ordnung immer dringlicher wird? 

11. Abgeordneter Wie weit ist der Stand der Bearbeitung der 

Stoim Verordnung über die Angleichung der Aus- 

landsbesoldung für Beamte des öffentlichen 
Dienstes, und ist mit einer entsprechenden 
Regelung noch in dieser Legislaturperiode zu 
rechnen? 

In welchem Umfang wurde die Auszahlung an 
den vom Häftlingshilfegesetz betroffenen Per- 
sonenkreis bereits getroffen, und wurde die 
Rechts Verordnung für die Auszahlung im lau- 
fenden Rechnungsjahr bereits erlassen, bzw. 
zu welchem Termin kann damit gerechnet wer- 
den? 

13. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, konkrete Richt- 

Wagner linien zum sogenannten Extremistenbeschluß 

(Günzburg) zu erlassen, um zu gewährleisten, daß die ein- 

schlägigen Personalfälle in Bund und Ländern 
gleichmäßig behandelt werden? 

14. Abgeordneter Auf welche Weise und in welchem Maße hat 

Dr. Schneider die Bundesregierung Einfluß auf die Entschei- 
(Nümberg) düng des Präsidenten des Bundesamtes für 

Verfassungsschutz, Hubert Schrübbers, genom- 
men, zum 30. April 1972 gemäß § 42 Abs. 3 
des Bundesbeamtengesetzes seine Versetzung 
in den Ruhestand zu beantragen? 

15. Abgeordneter Trifft es zu, daß Forschungsassistenten und 
Dr. Hammans Verwaltern einer wissenschaftlichen Assisten- 
tenstelle an Universitäten, die als Angestellte 
gemäß §§ 2 und 3 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes und gemäß § 165 Abs. 1 Nr. 2 
RVO von der Versicherungspflicht befreit 
sind, ein Arbeitgeberzuschuß zusteht, der 
ihnen aber nicht gewährt wird? 


12. Abgeordneter 

Storni 


9. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 


8. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 
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16. Abgeordneter Kann die Bundesregierung bestätigen, daß bei 

Metzger dem kürzlich fertiggestellten Sport-Bundes- 

leistungszentrum in Heidelberg das Schwimm- 
becken 23 cm zu kurz gebaut wurde und da- 
mit für internationale Sportveranstaltungen 
ungeeignet ist? 

17. Abgeordneter Wie hoch sind die zusätzlichen Kosten dieses 

Metzger Leistungszentrums, die dur(± die angebliche 

Korrektur von Fehlplanungen (Sichtverhält- 
nisse in der Volleyball- und Basketballhalle) 
sowie durch den Ausfluß von mehreren tau- 
send Litern Oel (Erdbewegungen und Boden- 
reparaturen) entstanden sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen 


18. Abgeordneter Welche Mehrbelastungen gegenüber den An- eingereidit 

Leicht Sätzen des Regierungsentwurfs des Kernhaus- gemäß §110 

haltes des Bundes für das Rechnungsjahr 1972 ^t>s. 2 Satz 2 der 
sind aus heutiger Sicht bei wirklichkeitsge- Geschäftsordnung 
rechter Betrachtung zu erwarten (Einzelposten 

— bei noch nicht hinreichend bezifferbaren 
Beträgen gegebenenfalls Größenordnung mit 
Von/bis-Beträgen — und Gesamtbeträge auf 
die Ausgaben- und Einnahmeseite)? 

19. Abgeordneter Inwieweit muß der Eventualhaushalt 1972 eingereicht 

Leicht bereits zur Erfüllung erteilter Zusagen — na- gemäß §110 

mentlich im Rahmen des neuen Devisenhilfe- Abs, 2 Satz 2 der 
abkommens USA — in Anspruch genommen Geschäftsordnung 
werden? 

20. Abgeordneter Wie hoch schätzt die Bundesregierung aus eingereidit 

Höcherl heutiger Sicht die notwendigen Kreditauf- gemäß § 110 

nahmen des Bundes (netto einschließlich Abs, 2 Satz 2 der 
Münzgewinn) im Rechnungsjahr 1972, wenn Geschäftsordnung 
man die voraussichtlichen Mehrbelastungen 
nach Fragen 1 und 2 der Kleinen Anfrage betr. 

Haushaltslage des Bundes (Drucksache 
VI/3015) einbezieht und dabei auch berück- 
sichtigt (die nachstehende Aufstellung erhebt 
keinen Anspruch auf Vollständigkeit) 

— die sogenannte globale Minderausgabe von 
1,2 Milliarden DM, zu deren Erwirtschaf- 
tung die Bundesregierung entgegen frühe- 
ren Ankündigungen, keinen Deckungsvor- 
schlag gemacht hat, 

— die Ausgaben für die Verbesserung der 
Bezüge im öffentlichen Dienst bei entspre- 
chender Anwendung der tarifvertraglich 
vereinbarten Regelungen auch für Beamte 
(lineare Verbesserung um im Durchschnitt 
knapp 6 v. H.), 
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21. Abgeordneter 

Dr. Althammer 


22. Abgeordneter 

Dr. Althammer 


23. Abgeordneter 
Hödierl 


24. Abgeordneter 
Dr. Schmidt 
(Wuppertal) 


25. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Wuppertal) 


26. Abgeordneter 
Dr. Wamke 


— die Auswirkungen des in Aussicht genom- 
menen Kompromisses über die Anteile von 
Bund und Ländern an der Umsatzsteuer 
(einschließlich vorgesehener Ergänzungs- 
zuweisimgen) ? 

Besitzt die Bundesregierung eine Gesamtüber- eingereidit 
sicht über die Auswirkungen oder möglichen Sremäß §110 
Auswirkungen der sich aus den Nummern 1 ^ 

bis 3 der Kleinen Anfrage betr. Haushaltslage Gesdiäftsordnung 
des Bimdes (Drucksache VI/3015) ergebenden 
und der sonstigen, aus heutiger Sicht als 
zwangsläufig angesehenen Mehrbelastungen 
(z. B, auf Grund des Rentenreformgesetzes) 
gegenüber dem geltenden Finanzplan für die 
Jahre 1973 bis 1975? 

Wenn ja: Ist die Bundesregierung bereit, diese eingereidit 
Übersicht dem Deutschen Bundestag als Unter- gemäß §110 
läge für die Haushaltsberatungen und für die 2 Satz 2 der 
Beratungen der anstehenden finanzwirksamen Geschäftsordnung 
Gesetze zuzuleiten? 


Auf welche Beträge schätzt die Bundesregie- eingereidit 
rung aus heutiger Sicht ünter Berücksichtigung g^^äß §110 
aller bisher erkennbaren Mehrbelastungen die ^ ^ 

Kreditaufnahmen (netto einschließlich Münz- Gesdiäftsordnung 
gewinn) des öffentlichen Gesamthaushalts von 
Bund, Ländern und Gemeinden einschließlich 
ERP-Sondervermögen, Lastenausgleichsfonds 
und öffa im Rechnungsjahr 1972 (insgesamt 
und auf geteilt auf die einzelnen Bereiche)? 

Auf welche Beträge belaufen sich die mögli- eingereidit 
chen Kreditaufnahmen von Stellen außerhalb gemäß § 110 
der Bundesverwaltung, die durch Leistung Abs. 2 Satz 2 der 
oder Zusage von Schuldendiensthilfen (Zins- Gesdiäftsordnung 
Zuschüssen) 

a) im Rechnungsjahr 1972 nach dem Bimdes- 
haushaltsplan und dem ERP- Wirtschafts- 
plan, 

b) im Rechnungsjahr 1972 nach dem Regie- 
rungsentwurf des Bundeshaushaltsplans 
und nach dem ERP-Wirtschaftsplan 

gefördert werden konnten bzw. gefördert wer- 
den können (Einzelbeträge nach Haushalts- 
stellen, aufgegliedert auf die beiden Rech- 
nungsjahre)? 

Ist die Bundesregierung bereit, eine entspre- eingereidit 
chende Aufstellung über die aus den Länder- gemäß §110 
haushalten geförderten Kreditneuaufnahmen Abs. 2 Satz 2 der 
von Stellen außerhalb der Länderverwaltimg Gesdiäftsordnung 
in den Rechnungsjahren 1971 und 1972 dem 
Deutschen Bundestag vorzulegen? 

Werden Mittel aus der Auflösung der Kon- eingereidit 
junkturausgleichsrücklage auch für Gemein- gemäß § 110 
den in den Fördergebieten zur Verfügung Abs. 2 Satz 2 der 
gestellt imd in welcher Höhe? Gesdiäftsordnung 
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27. Abgeordneter 

Wüster 


28. Abgeordneter 

Wüster 


29. Abgeordneter 

Dr.Luda 


30. Abgeordneter 
Henke 


31. Abgeordneter 
Henke 


32. Abgeordneter 
Niegel 


33. Abgeordneter 
Niegel 


34. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunsdiweig) 


Ist die Bundesregierung bereit, im Hinblick auf 
die sich schon jetzt anbahnende Verknappung 
des Erdöls, die Forschung auf dem Gebiet der 
Kohleverflüssigung voranzutreiben? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, auf Grund 
der Förderung der Entwicklung der Genera- 
toren zur Herstellung des Wasserstoffgases 
mit Hochtemperaturwärme aus gasgekühlten 
Kernreaktoren jetzt auch Haushaltsmittel für 
die Entwicklung der Verarbeitung des Wasser- 
stoffes zu flüssigen Kohlenwasserstoffen be- 
reitzustellen? 

Aus welchem Grund ist die Neubesetzung des 
Amts des Präsidenten der Bundesanstalt für 
Bodenforschung nicht von dem nach der Ge- 
schäftsordnung des Bimdeswirtschaftsministe- 
riums für alle Angelegenheiten der Boden- 
forschimgsanstalt zuständigen Staatssekretär 
Dr. Rohwedder, sondern von Staatssekretär 
Dr. Schöllhom bearbeitet worden? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 
Kartellbehörden des Bundes und der Länder, 
daß Preisabsprachen in der Bauwirtschaft 
durch das Kartellrecht nur unzureichend ver- 
hindert werden können und deshalb zusätz- 
liche Maßnahmen zu deren Eindämmung not- 
wendig sind? 

Wenn ja, welche Möglichkeiten sieht die Bun- 
desregierung, durch Maßnahmen des Bundes 
künftig Submissionsabsprachen in der Bau- 
wirtschaft zu verhindern? 

Trifft es zu, daß die wirtschaftliche Lage der 
Kinderwagenindustrie, insbesondere der Be- 
triebe im oberfränkischen Zonenrandgebiete, 
schwierig ist? 

Ist die Bimdesregierimg bereit, die Kinder- 
wagenlieferungen aus der „DDR" auf ihren 
Dumpingcharakter zu prüfen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
beabsichtigte Schließimg der Werke Voigtlän- 
der, Imperial, Veko-Konserven zu einer gros- 
sen Beunruhigung im Wirtschaftsraum Braun- 
schweig geführt hat, die vom DGB Kreis Braun- 
schweig-Wolfenbüttel mit der Forderung ver- 
bunden ist, daß „konkrete Schritte imtemom- 
men werden sollten, um einen Ausverkauf 
dieses Gebietes zu verhindern imd gleichzei- 
tig sicherzustellen, daß neue Industrien und 
Verwaltungen im grenznahen Raum ange- 
siedelt werden", und sieht die Biuidesregie- 
rung Möglichkeiten durch Ansiedlung von 
Bundesbetrieben imd Bimdesverwaltungen 
(Neugründungen) dem wirtschaftlich bedroh- 
ten Raum zu helfen? 
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35. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunsdiweig) 


36. Abgeordneter 
Dr. Abelein 


37. Abgeordneter 

Dr. Abelein 


38. Abgeordneter 
Roser 


39. Abgeordneter 
Roser 


40. Abgeordneter 

Wolfram 


41. Abgeordneter 

Wolfram 


42. Abgeordneter 

Dr. Ahreiis 


Ist die Bundesregierung bereit, zur Über- 
brückung der schwierigen Wirtschaftslage im 
Raum des Zonenrandgebietes Braimschweig 
folgende Maßnahmen durchzuführen, den 
Eventualhaushalt vorzeitig strukturell für den 
wirtschaftlich schwachen, grenznahen Raum 
freizugeben, das Genehmigvmgsverfahren bei 
Strukturhilfen zu beschleimigen, jegliche Be- 
willigungs- und Genehmigungsverfahren wie 
z. B. Zollerklärungen zu überprüfen und vom 
bürokratischen Ballast zu befreien? 

Stellt die Bundesregierung Überlegungen an, 
die im Rahmen der neuen Gemeinschaftsauf- 
gabe zu regelnden regionalen Aktionspro- 
gramme auch dann zu fördern, wenn sie über 
Ländergrenzen hinwegreichen? 

Treffen Informationen zu, wonach künftig nur 
noch bestimmte Schwerpunktorte, nicht mehr 
aber Verflechtungsgebiete, gefördert werden 
sollen? 

Wie beurteilt die Bundesregienmg die Aus- 
wirkungen des von Nigeria erlassenen Afrika- 
nisierungsgesetzes auf die Bereitschaft zu pri- 
vaten deutschen Investitionen im Rahmen der 
Entwicklungshilfe, und was hat die Bundesre- 
gierung getan, um die nigerianische Regie- 
rung davon abzuhalten, einen Rückschlag in 
der wirtschaftlichen Entwicklung ihres Landes 
auszulösen? 

$ 

In welchem Umfange sind von dem nigeriani- 
schen Afrikanisierungsgesetz deutsche Staats- 
angehörige und deutsche Firmen betroffen, 
imd was hat die Bundesregierung zu ihrem 
Schutz bzw. zu ihrer Entschädigimg getan und 
gedenkt sie zu tun? 

Da in letzter Zeit immer mehr Anzeigen ver- 
öffentlicht werden, in denen Eigentumswoh- 
nungen mit hohen Steuervorteilen angeboten 
werden, frage ich die Bundesregierung, ob in 
solchen Fällen die gesamte Rechtskonstruk- 
tion überhaupt möglich ist, und ob im Einzel- 
fall die Bauherreneigenschaft vorliegt? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
es zweckmäßig wäre, wenn sie zu den einzel- 
nen Fakten solcher Angebote, wie z. B. Ab- 
setzimg von kapitalisierten Erbpachtzinsen als 
Werbungskosten imd von vorausgezahlten 
Hypothekenzinsen, konkret Stellung nehmen 
würde? 

Hält die Bundesregierung die Pauschbeträge 
für Körperbehinderte und Hinterbliebene (§ 65 
EStDV, § 26 LStDV) in Anbetracht der die 
Körperbehinderten und Hinterbliebenen in 
besonderem Maße belastenden Kosten- und 
Preissteigerungen noch für angemessen? 
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43. Abgeordneter 

Dr. Ahrens 


44. Abgeordneter 

Sdien 


45. Abgeordneter 

Sdieu 


46. Abgeordneter 
Dr. Gölter 


47. Abgeordneter 
Maudier 


48. Abgeordneter 
Maudier 


Ist die Bundesregierung bereit, die Angemes- 
senheit der Pauschbeträge für Körperbehin- 
derte und Hinterbliebene auch vor Durchfüh- 
nmg der Steuerreform zu überprüfen? 

Ist es zutreffend, daß nach dem gültigen Kraft- 
fahrzeugsteuergesetz ein Fahrzeug, das zur 
Beförderung von mehr als sieben Personen 
(einschließlich Kraftfahrzeugfahrer) geeignet 
ist, nach dem höchstzulässigen Gesamtgewicht 
versteuert wird, so daß zum Beispiel eine 
Familie mit sechs Kindern, die einen adit- 
sitzigen PKW-Kombi besitzt, etwa 40 DM 
mehr Steuer bezahlen muß als andere Leute, 
so daß die geltende Regelung quasi als „Son- 
dersteuer für Kinderreiche" wirkt? 

Hat die Bundesregierung vorgesehen, daß bei 
der Reform der Kraftfahrzeugsteuer eine sol- 
che Benachteiligung von kinderreichen Fami- 
lien vermieden wird? 

Welche Schritte gedenkt die Bundesregierung 
gegen die Absicht der Kommission der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft zu unterneh- 
men, für den Bereich der EWG eine einheit- 
liche Weinsteuer einzuführen? 

Trifft es zu, daß sich bei der Ermäßigung der 
Kraftfahrzeugsteuer bei Gehbehinderten mit 
30 und 40®/o erhebliche Härten ergeben, und 
wenn ja, gedenkt die Bundesregierung ent- 
sprechende Verbesserungsmaßnahmen zu tref- 
fen? 

Ist die Bundesregierung bereit, den Pauschal- 
satz der Lohnsteuer jahresschuld von 2386 DM 
auf Grund der in der Zwischenzeit eingetre- 
tenen erheblichen Verteuerung zu erhöhen? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesminlsters fttr Emährungr 
Landwirtsdiaft und Forsten 


49. Abgeordneter Kann die Bundesregierung angeben, um wie- 
Dr. Ritz viel Prozent sich das deutsche Agrarpreisni- 

veau, ausgehend von den derzeitigen Markt- 
preisen für landwirtschaftliche Erzeugnisse, 
durch die im Ministerrat der EWG beschlos- 
sene Agrarpreiserhöhung anhebt? 


50. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundesregierung im Mini- 
Dr. Früh sterrrat der Europäischen Gemeinschaften 

einer Vereinbarung zugestimmt hat, nach der 
bei einer Fixierung der Wechselkurse der für 
die deutsche Landwirtschaft z. Z. gültige 
Grenzausgleich stufenweise abgebaut wird? 
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51. Abgeordneter Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 
Dr. Früh geben, ob, in welcher Höhe und in welcher 

Art gegebenenfalls Maßnahmen getroffen 
werden, die verhindern, daß den deutschen 
Landwirten bei einem Abbau des Grenzaus- 
gleichsystems Einkommensverluste entstehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


52. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß in 
Werner der Bundesrepublik Deutschland nur Europäer 

als Gastarbeiter beschäftig werden können, 
wen sieht sie als Europäer an, und als was 
betrachtet sie die Gastarbeiter aus Marokko 
und Tunesien? 

Trifft es zu, daß im Zuge von Gebietsreformen, 
wie sie beispielsweise im Land Hessen an- 
stehen, das Weiterbestehen der nach § 226 
RVO errichteten Krankenkassen in Frage ge- 
stellt wird? 

Hält die Bundesregierung die §§ 264 ff. RVO 
für ausreichend, die notwendig werdenden 
Veränderungen unter Berücksichtigung der In- 
teressen der Versicherten und Bediensteten 
der Krankenkassen durchzuführen, oder ist sie 
bereit, Gesetzesänderungen vorzubereiten, die 
zweckmäßigerweise bis zum 30. September 
1974, dem Zeitpunkt des Ablaufs der Amtszei- 
ten der Selbstverwaltungsorgane in Kraft tre- 
ten sollten? 


Trifft es zu, daß deutsche Staatsangehörige, 
die in der Schweiz wohnen, aber als Grenz- 
gänger in der Bundesrepublik Deutschland 
arbeiten, im Fall der Arbeitslosigkeit weder 
aus der schweizerischen noch aus der deut- 
schen Arbeitslosenversicherung Leistimgen er- 
halten, und wie beurteilt die Bundesregierung 
die Aussichten, diesen Mißstand durch eine 
Revision des deutsch- schweizerischen Über- 
einkommens über die Arbeitslosen versiche- 
rimg der Grenzgänger aus dem Jahr 1928 zu 
beseitigen? 

Befürwortet die Bundesregierung, für den ge- 
nannten Personenkreis die Versicherungs- 
pflicht in der deutschen Arbeitslosenversiche- 
rung nicht an den Wohnsitz, sondern an das 
Bes chäftigungs Verhältnis zu knüpfen? 


56. Abgeordneter 

Biediele 


55. Abgeordneter 

Biediele 


54. Abgeordneter 

Kater 


53. Abgeordneter 

Kater 
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57. Abgeordneter Zu welchen Ergebnissen ist die von der Bun- 

Zebisdi desregierung im vergangenen Jahr berufene 

Sachverständigenkommission zur Vorberei- 
timg einer Finanzierungskonzeption für die 
berufliche Bildimg gekommen? 

58. Abgeordneter Wie ist der Stand der Bemühungen der Bun- 

Zebisdi desregierung zur Bereitstellung von Bundes- 

mitteln für die Förderung von überbetrieb- 
lichen beruflichen Ausbildungsstätten? 

59. Abgeordneter Wie hoch war in den letzten zwei Jahren 

Härzsdiel prozentual der Unterschied zwischen den Lohn- 

steigerungen der aktiven Arbeitnehmer imd 
den Rentenerhöhungen der Rentner und 
Kriegsopfer? 

60. Abgeordneter Wieviel Prozent der Rentner, die am 1. April 

Härzschel 1972 eine Rente aus der gesetzlichen Renten- 

versicherung bezogen haben, erhielt keine 
Rückzahlung des Krankenversicherungsbei- 
trages und wie viele erhielten nur 20®/o? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


61. Abgeordneter Teilt die Bimdesregierung die Meinung von 
Engelsberger Bundesminister Helmut Schmidt, daß der Ver- 
zicht der NPD auf eine Beteiligung an der 
Landtags wähl in Baden- Württemberg am 
23. April 1972 eine „unheilige Allianz zwi- 
schen CDU und NPD" dar stellt, und stimmt die 
Bundesregierung mit mir darin überein, daß 
ein Aufsaugen des extremen Wählerpotentials 
durch demokratische Parteien sogar wün- 
schenswert ist? 


62, Abgeordneter Hat die Bundesregierung sicher ge stellt, daß 

Hussing im Falle des Abspielens der Becher-Hymne 

nach Siegen von DDR-Sportlem für die wäh- 
rend der Olympischen Spiele in München ein- 
gesetzten Soldaten der Bimdeswehr klare Ver- 
haltensanweisungen erteilt sind und was wur- 
de dazu veranlaßt? 

63 . Abgeordneter Aus welchem Grund sind am 16. März 1972 

van Delden vor dem Verteidigimgsausschuß des Deutschen 

Bundestages Offiziere in Zivil aufgetreten, die, 
danach gefragt, erklärten, daß es sich um eine 
Anweisimg des Bundesverteidigungsministe- 
riums handele? 
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Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


64. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


65. Abgeordneter 

Dr. Arndt 
(Hamburg) 


66. Abgeordneter 

Dr. Arndt 
(Hamburg) 


67. Abgeordneter 

Baeuchle 


68. Abgeordneter 

Baeuchle 


69. Abgeordneter 

Dr. Gleissner 


70. Abgeordnete 

Frau Herklotx 


In welcher Weise wird eine so bewährte Ein- 
richtung wie der Schülerlotsendienst unter- 
stützt und gefördert? 

Aus welchen Gründen verwenden die Deut- 
sche Bundesbahn und die Deutsche Bundespost 
auch heute noch bei Schreiben an namentlich 
nicht aufgeführte Personenmehrheiten trotz 
der durch den Bundesinnenminister am 
11. März 1971 in der Fragestunde (107. Ple- 
narsitzung) gegebene Zusage nicht die Anrede 
„Sehr geehrte Damen und Herren!"? 

Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen 
ihrer gesetzlichen Zuständigkeiten bei den bei- 
den Betriebsverwaltungen darauf hinzuwir- 
ken, daß dort auch bei der Briefanrede die 
gleichberechtigte Mitarbeit von Millionen 
Frauen gewürdigt wird? 

Treffen Pressemeldungen zu, daß die Deutsche 
Bundesbahn neuerdings die Verwendung von 
Buchenholzschwellen, insbesondere auf Hoch- 
geschwindigkeitsstrecken, den bislang bevor- 
zugten Betonschwellen wieder vorzieht? 

Im Falle des Zutreffens dieser Pressemeldun- 
gen frage ich die Bundesregierung, welche 
Ursachen und Gründe für diesen neuen Stand- 
punkt der Deutschen Bundesbahn — ob finan- 
zieller oder auch technischer Art — maßgebend 
gewesen sind? 

Wurde bezüglich der durch das Zillertal ge- 
planten Autobahn München — Venedig seitens 
der Bundesregierung den beteiligten deutschen 
und italienischen Untemehmergruppen irgend- 
welche Zusagen für eine Unterstützung des 
Projekts erteilt? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, um entsprechend der Empfehlung 644 
(1971) der Beratenden Versammlung des Euro- 
parats die außerschulische Erziehung zur Si- 
cherheit im Straßenverkehr zu fördern? 


71. Abgeordneter Wann gibt die Bundesregierung gemäß § 7 
Seibert Abs. 2 der Bundeshaushaltsordnung eine Nut- 

zen-Kosten-Unter suchtmg in Auftrag über die 
Auswirkungen einer von der EG vorgeschla- 
genen, und möglicherweise schon 1972 zu ver- 
abschiedenden Erhöhung der maximalen Ein- 
zelachslast von Lastkraftwagen von 10 t auf 
11,5 t nachdem diese Erhöhung, Ausführungen 
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72. Abgeordneter 
Dr. Kempfier 


73. Abgeordneter 

Dr. Kempfier 


74. Abgeordneter 
Josten 

75. Abgeordneter 

Dr. Hermesdorf 
(Schleiden) 

76. Abgeordneter 
Mursdi 

(Soltau-Harburg) 


77. Abgeordneter 
Mursdi 

(Soltau-Harburg) 


im Europäischen Parlament zufolge, allein für 
die Bundesrepublik Deutschland Mehrausga- 
ben für die Anpassung des Straßennetzes von 
etwa 23 Milliarden DM erfordern wird und der 
Wirtschafts- und Sozialausschuß der EG neuer- 
lich sogar eine 12 t-Einzelachse für unabding- 
bar hält? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß das 
österreichische Verkehrsministerium die Ge- 
nehmigung zur Beförderung österreichischer 
Arbeiter in die Bundesrepublik Deutschland 
mittels deutscher Firmenfahrzeuge auf öster- 
reichischen Streckenabschnitten heuer im Ge- 
gensatz zu den Vorjahren angeblich mit der 
Begründung versagt, daß am 13. Dezember 
1971 ein österreichischer Autobusuntemehmer 
mit einem Antrag um eine einmalige Genehmi- 
gung für die Abholung einer Jugendgruppe 
aus München abgewiesen wurde, „da Ver- 
kehrskonzessionen auf deutschen Strecken 
grundsätzlich deutschen Verkehrsuntemehmen 
Vorbehalten seien"? 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die aus dieser Maßnahme der österreichischen 
Behörden drohende schwere Schädigung für 
deutsche Unternehmer in den Grenzbezirken 
abzuwenden? 


Wie weit ist die Omnibus- Verkehr sgemein- 
schaft zwischen Bahn und Post verwirklicht? 


Wann ist mit dem Beginn des Ausbaues und 
wann mit der Fertigstellung der Alll zu 
rechnen? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
der Bericht des Seeverkehrsbeirates — Aus- 
schuß Flaggenwechsel — die Situation der 
deutsciien Seeschiffahrt zu negativ beurteilt, 
wenn er sagt, daß bei einer Fortsetzung der 
gegenwärtigen Entwicklung die Zielvorstel- 
lung des Verkehrspolitischen Programms und 
des Verkehrsberichtes 1970 „möglicherweise 
nicht verwirklicht werden wird", während die 
Bundesregierung lediglich von einer Erschwe- 
rung der Verwirklichung in der Drucksache 
VI/3241 spricht, wenn nicht durch geeignete 
Maßnahmen dieser Entwicklung entgegenge- 
wirkt wird? 


Glaubt die Bundesregierung — obwohl die un- 
günstige Entwicklung in der deutschen See- 
schiffahrt sich fortgesetzt hat — , ihre erklärte 
Zielsetzung, daß die Bundesrepublik Deutsch- 
land mit ihrem bedeutenden Überseehandel 
auf eine angemessene eigene Handelsflotte 
nicht verzichten kann, u, a, dadurch besser zu 
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78. Abgeordneter 

Gramer 


79. Abgeordneter 

Dr. Sdunitt- 
Vodrenhaiiseii 


80. Abgeordneter 

Dr. Sdimitt- 
Vockenhausen 


81. Abgeordneter 

lenzer 


82. Abgeordneter 

Lenzer 


83. Abgeordneter 

Dr. Dübber 


erreichen, daß sie die Mittel für Neubauhil- 
fen — entgegen dem einmütig bekundeten 
Willen des Deutschen Bundestages und ent- 
gegen ihren Ausführungen in Ziffer 114 des 
Verkehrsberichtes — im Haushaltsplan 1972 
und in der mittelfristigen Finanzplanung dra- 
stisch kürzt? 


Warum wählt die Deutsche Bundespost für die 
Standardmarken mit dem Bild des Bundes- 
präsidenten Heinemann im Werte von 20 Pf 
und 25 Pf sowie von 10 Pf und 30 Pf nicht 
größere Farbunterschiede? 


Ist es richtig, daß die von der Deutschen Bun- 
despost vermieteten Gebührenzählwerke un- 
streitig nicht immer einwandfrei arbeiten, und 
daß auch die Gebührenzählwerke bei der Post, 
die die Höhe der Gebühren im amtlichen Fern- 
sprechverkehr bestimmen, gleichfalls biswei- 
len fehlerhaft arbeiten? 


Welche Möglichkeiten der Überprüfung dieser 
Gebührenzählwerke gibt es, um eine gewisse 
Sicherheit zu erreichen, daß die Femsprech- 
kunden in jedem Fall nur für die Einheiten 
Gebühren entrichten müssen, die sie tatsäch- 
lich verbraucht haben? 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
der bei der Deutschen Bundespost seit Jahren 
beklagte Ingenieurmangel sich dadurch spür- 
bar verringern ließe, daß analog zum geho- 
benen Postdienst für Verwaltungsaufgaben bei 
den Fernmeldeämtern Abiturienten eingestellt 
und fachbezogen ausgebildetet werden und 
dann Ingenieure von reinen Verwaltungs- 
arbeiten befreit und ausschließlich mit tech- 
nischen Aufgaben betraut werden könnten? 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die innerhalb der Laufbahnen des gehobenen 
Dienstes bei der Deutschen Bundespost durch 
erheblich voneinander abweichende Stellen- 
schlüssel vorgegebenen unterschiedlichen Be- 
rufschancen anzugleichen? 


Hat die Deutsche Bundespost schon einmal 
Überlegungen angestellt, inwieweit eine jähr- 
liche Zahlung der Rundfunkgebühren, zu der 
die Teilnehmer mit entsprechendem Rabatt 
eingeladen werden müßten, auch die Verwal- 
tungskosten der Deutschen Bundespost redu- 
zieren könnte? 
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84. Abgeordneter 
Dr. Mende 


85. Abgeordneter 
Dr, Mende 

86. Abgeordneter 
Dr. Evers 


87. Abgeordneter 
Sdiulte 
(Sdiwäbisdi 
Gmünd) 


88. Abgeordneter 

Sdiulte 

(Sdiwäbisdi 

Gmünd) 


Ist es richtig, daß im Briefverkehr zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der So- 
wjetunion — trotz mehrfacher Erörterung im 
Deutschen Bundestag und in der deutschen 
Öffentlichkeit — immer noch Postsendungen 
zurückgewiesen werden, die mit Wertzeichen 
aus der Dauerserie „Deutsche Bauwerke aus 
12 Jahrhunderten" und nus der Dauerserie 
„Brandenburger Tor" freigemacht wurden? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tim, um 
diesen Maßnahmen zu begegnen? 

Ist die Bundesregierung bereit, durch das da- 
für zuständige Kabinettsmitglied darauf hin- 
zuwirken, daß im Hinblick auf die bevorste- 
henden beträchtlichen Gebührenerhöhungen 
bei der Briefpost in Zukunft wieder zwischen 
Orts- und Fembriefgebühren unterschieden 
wird, um eine kostengerechtere Gebührenge- 
staltung zu ermöglichen und ferner darauf 
hinzuwirken, daß durch Einrichtung zusätz- 
licher Schließfächer dieser für die Post kosten- 
sparende Selbstabholdienst zur Verringerimg 
der Personalkosten ausgedehnt wird? 

Welche konkreten Gründe haben dazu geführt, 
daß der Postanweisungsverkehr mit Frank- 
reich, Italien und der Schweiz teilweise einge- 
stellt worden ist? 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundespost 
gegen den von ihr als Begründung für die 
Einstellung angeführten Mißbrauch zu treffen, 
um eine Wiederaufnahme dieses Dienstes zu 
ermöglichen? 


89. Abgeordneter Trägt sich die Bundes regierimg mit dem Ge- 
Pieroth danken, auf Grund der jüngsten Erfahrungen, 

daß Warschauer-Pakt-Staaten keine Postsen- 
dungen mit Briefmarken der „Deutschen Bim- 
despost Berlin" mehr befördern, in absehbarer 
Zeit den Aufdruck „Deutsche Bundespost Ber- 
lin" zu ändern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 


90. Abgeordneter Trifft es zu, wie aus einer Mitteilung des Bon- 
Erpenbedr ner Städtebauinstituts vom 7. März 1972 er- 

sichtlich, daß die Zahl der Bewilligungen für 
den Bau von öffentlich geförderten Familien- 
heimen von 83 400 in 1960/61 auf 24 800 in 
1970/71 und für den Bau von eigengenutzten 
Eigentumswohnungen von 6691 in 1966/67 auf 
2661 in 1970/71 zurückgegangen ist, imd was 
gedenkt die Bundesregierung gegebenenfalls 
dagegen zu unternehmen? 
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91. Abgeordneter Wie verträgt sich gegebenenfalls mit dieser 

Erpenbeck Feststellung die Behauptung des Bundesmini- 

sters für Städtebau und Wohnungswesen vom 
gleichen Tag — veröffentlich im Bonner Gene- 
ral-Anzeiger vom 8, März 1972 — , wonach der 
Anteil der Eigentumswohnungen an dem mit 
öffentlichen Mitteln geförderten Wohnungs- 
bau in den vergangenen Jahren weiter ange- 
stiegen sei? 

92. Abgeordneter Ist die Meldung der Deutschen Presse-Agen- 

Dr. Gatzen tur Nr. 197 vom 6. März 1972 richtig, wonach 

der Bundesminister für Städtebau und Woh- 
nungswesen am gleichen Tag in Trier erklärt 
haben soll, der Bau von fünf Millionen Woh- 
nungen sei das „Minimalprogramm für den 
öffentlichen Wohnungsbau in den kommenden 
zehn Jahren"? 

93. Abgeordneter Wieviel öffentlich geförderte Sozial wohnim- 

Dr, Gatzen gen wurden im letzten Jahr im ersten und im 

zweiten Förderungsweg fertiggestellt? 

Treffen die Mitteilungen des Bonner Städte- 
bauinstituts zu, wonach die Zahl der Bewilli- 
gungen für den Bau von Familienheimen in- 
nerhalb von zehn Jahren um 71®/o, d. h. von 
1960/61 mit 83 400 bis zum Jahre 1970/71 auf 
24 800 Bewilligungen zurückgegangen sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


95. Abgeordneter 

Röhner 


96. Abgeordneter Durch welche Vorschriften ist zur Zeit die 
Dr. Gleissner Beseitigung des Atommülls beim Betrieb von 

Kernkraftwerken in einer Form garantiert, die 
jegliche Gefährdung der Bevölkerung — vor 
allem auch für die Zukunft — ausschließt? 

97. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung das Sicher- 
Dr* Rinderspacher heitsrisiko für Bevölkerung und Landschaft 

für das bei Breisach geplante Atomkraftwerk 
mit einer Stärke von 4000 bis 5000 Megawatt, 
das unweit von dem bei Fessenheim von 
Frankreich im Bau befindlichen Atomkraft- 
werk etwa der gleichen Stärke liegen wird, 
angesichts der geltenden Bestimmungen der 


Welche Maßnahmen wurden bereits getroffen 
bzw. sollen noch eingeleitet werden, um Kin- 
der bereits im vorschulischen Alter mit den 
Gefahren des Schulwegs vertraut zu machen, 
und wird in diesem Zusammenhang an be- 
sondere Aktionen in allen Kindergärten und 
Vorschulklassen gedacht? 


94. Abgeordneter 
Baier 
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amerikanisdien Atomenergiebehörde, nach 
denen in den USA die Entfernung einer Reak- 
toranlage schon bei 1000 Megawatt-Leistung 
mindestens 16 km zum nächsten Bevölke- 
rungszentrum (Stadt mit 25 000 Einwohnern) 
betragen und die Sicherheitszone außerdem 
frei von intensiver Landwirtschaft sein soll? 


98. Abgeordneter Sind bereits Untersuchungsergebnisse be- 
Dr, Rlnderspacher kannt (eventuelle Zwischenergebnisse in be- 
zug auf die zu erwartenden Einwirkungen auf 
das sogenannte Kleinklima, die durch die 
enormen Wasserdampf ausstöße der zu errich- 
tenden gewaltigen Kühl türme im Wein- und 
Obstbaugebiet des Kaiserstuhls oder in der 
Region des schmalen Oberrheintals zwischen 
Rheinfelden und Waldshut durch das dort ge- 
plante Atomkraftwerk und sein schweizeri- 
sches Gegenstück entstehen werden)? 

99. Abgeordneter Hat die Bundesregierung mit der französischen 

Dr. Evers Regierung Verhandlungen darüber aufgenom- 

men, daß im südlichen Oberrheingebiet . be- 
sondere Probleme dadurch entstehen, daß so- 
wohl auf französischer Seite bei Fessenheim 
wie auch auf deutscher Seite bei Breisach 
Atomkraftwerke im Bau bzw. in Planung sind, 
und ist die Bundesregierung bereit, Auskimft 
über das Ergebnis dieser Verhandlungen, ins- 
besondere darüber zu geben, ob es möglich 
gewesen ist, mit der französischen Seite zu 
einer Koordinierung der beabsichtigten Bau- 
vorhaben zu kommen? 


100. Abgeordneter Wie vereinbaren sich die Feststellungen im 
Dr. Hubrig Forschungsbericht IV, daß die Forschungspoli- 

tik der Vergangenheit stark vereinfachend als 
„Imitationsphase" charakterisiert wird mit 
den Feststellungen im gleichen Forschungs- 
bericht über die Forschungs- und Entwicklungs- 
ausgaben der öffentlichen Verwaltung für 
wichtige Aufgabengebiete, Übersicht 3, aus 
denen hervorgeht, daß für 1969 für die von 
der Bundesregierung angeführte gesellschaft- 
lich relevante Forschung 2,935 Milliarden DM 
ausgegeben worden sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


101. Abgeordneter Warum ist in der Veröffentlichung im Bulletin 
Dr. Jobst des Bundespresse- und Informationsamtes Nr. 

45 vom 24. März 1972 über „Eingliederung 
junger Ausländer" die Tätigkeit der Bundes- 
anstalt für Arbeit nicht erwähnt, obwohl die 
berufliche Eingliederung zum Thema gehört 
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und angesprochen ist, und warum werden 
Deutsche, die den polnischen Herrschaftsbe- 
reich verlassen, als Ausländer bezeichnet, ob- 
wohl auch die Bundesregierung bisher die Auf- 
fassung vertreten hat, daß es sich um deutsche 
Staatsangehörige handelt? 


Geschäftsbereich des Buudesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


102. Abgeordneter Worauf führt die Bundesregierung die am 
Wohlrabe 6. April 1972 von den Behörden der DDR vor- 

genommenen Veränderungen der bei Fahrten 
auf den Interzonenstrecken auszufüllenden 
Formulare zurück, und wie beurteilt die Bun- 
desregierung dieses Verfahren? 


103. Abgeordneter Hat sich die Bundesregierung in ihren Gesprä- 
Wohlrabe chen mit der DDR z. B. durch den verhand- 

lungsführenden Staatssekretär Egon Bahr mit 
Nachdruck darum bemüht, daß die von der 
DDR als Staatsangehörigkeitsbezeichmmgen 
verlangten Deklarierungen „Westberlin" bzw. 
„BRD" nicht mehr unter dem Druck der Grenz- 
organe der DDR gemacht werden müssen? 


104. Abgeordneter 

Freiherr 
von Fircks 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß — wie 
vielen Presseberichten zu entnehmen ist — im 
offiziellen Atlas der DDR, herausgegeben von 
der Geographisch-Karthographischen Anstalt 
Gotha/Leipzig, die Bundesrepublik Deutsch- 
land nicht als souveräner Staat gekennzeichnet 
ist, so als solle im Ausland der Eindruck ver- 
mittelt werden, es gäbe allein die DDR als 
existenten deutschen Staat, und welche Schrit- 
te gedenkt die Bundesregierung bei den lau- 
fenden Verhandlungen gegenüber der DDR 
bzw. welche Maßnahmen zur Klarstellung im 
Ausland zu diesem Kartenwerk zu unterneh- 
men? 


Geschäftsbereicii des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


105. Abgeordneter Welche Gruppen meinte der Bundeskanzler, 
Ott als er laut Tageszeitung „Die Welt" vom 

13. März 1972 sagte: „Es gibt in diesem Land 
nicht nur wild gewordenes Kleinbürgertum", 
und welche Maßnahmen gedenkt die Bundes- 
regierung gegen diese Gruppen zu ergreifen? 
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106. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesre- 

Ziegler gierung zu ergreifen, um, wie der Bundes- 

kanzler angekündigt hat, die Betriebe zu „mo- 
bilisieren", damit sie an die Urne gehen, und 
wie vereinbart sich diese Äußerung mit dem 
im Betriebsverfassungsgesetz festgelegten 
Verbot parteipolitischer Betätigung und mit 
der Friedenspflicht im Betrieb? 

107. Abgeordnete Trifft es zu, daß die Bundesregierung noch in 
Frau Tübler der Vorwoche der Wahlen in Baden- Württem- 
berg Großanzeigen des Bundeskanzlers, des 
Bundesaußenministers sowie eine Sonderbei- 
lage des Bundesministers des Innern in der 
überregionalen und regionalen sowie der Hei- 
matpresse erscheinen lassen wird imd daß 
gleichzeitig auf Kosten der deutschen Steuer- 
zahler Flugblätter in Millionenauflage in Ba- 
den-Württemberg verteilt werden sollen, die 
sich an gezielte Wählergruppen wenden und 
die von Herrn Gert von Paczensky, dem neuen 
Leiter des Referats Innenpolitik im Bundes- 
presseamt, mitentworfen sind? 

108. Abgeordnete Wie hoch sind die Gesamtkosten, die die Bun- 
Frau Tübler desregierung seit Jahresbeginn 1972 für An- 
zeigen, Flugblätter und ähnliche Wahlkampf- 
aufwendungen ausgegeben bzw. veranschlagt 
hat? 

109. Abgeordneter Treffen Informationen zu, daß die Bimdesre- 

Dr. Wittmann gierung einen großen Teil der ihr für die In- 

(Mündien) formation der Öffentlichkeit zustehenden Steu- 

ermittel für den Wahlkampf in Baden- Würt- 
temberg einsetzt, um einen Wahlerfolg für 
SPD xmd FDP zu erreichen? 

110. Abgeordneter Wie viele Zeitungsanzeigen der Bundesregie- 

Dr. Wittmann rung und in welcher Gesamtauflagenhöhe sind 
(Mündien) seit Beginn des Wahlkampfes in Baden- Würt- 

temberg erschienen? 

111. Abgeordneter Ist es richtig, daß zur Beantwortung der Ma- 

Engelsberger terialanforderungen durch eingesandte Cou- 

pons, die aus den Anzeigen der Bundesregie- 
rung ausgeschnitten wurden, zusätzliches Per- 
sonal eingesetzt werden muß? 


Gesckäftsbereick des Auswärtigen Amts 

112. Abgeordneter Da der Hohe Kommissar der Vereinten Natio- 
PÖUer nen für die Flüchtlinge bereit ist, aus einem 

besonderen Fond in Mitgliedsländern des 
Europarats lebende Exilgriechen zu unter- 
stützen, die nach dem Staatsstreich von 1967 
aus politischen Gründen ihre Heimat verlas- 
sen mußten und dadurch in eine unverschulde- 
te Notlage gekommen sind, frage ich die Bun- 
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113. Abgeordneter 
Gewandt 


114. Abgeordneter 
Gewandt 


115. Abgeordneter 
Sude 


116. Abgeordneter 

Suck 


117. Abgeordneter 

Dr. Giulini 


118. Abgeordneter 

Dr. Giulini 


desregierung, ob sie entsprechend der Ent- 
schließung 508 (1972) der Beratenden Ver- 
sammlung des Europarats dem Hohen Kom- 
missar der Vereinten Nationen für diese aus- 
serordentlichen Hilfsmaßnahmen finanzielle 
Mittel zur Verfügung stellen wird? 

Treffen Pressemeldungen zu, nach denen die 
Bundesregierung die Erneuerung der Betriebs- 
erlaubnis für die beiden Münchener US-Sender 
„Radio Free Europe" und „Radio Liberty" mit 
der Auflage politischen Wohlverhaltens und 
der Forderung nach Unterstützung der Ost- 
politik dieser Regierung verknüpft haben soll? 


Wie will die Bundesregierung gegebenenfalls 
sicherstellen, daß durch derartige Auflagen 
und Bedingungen die Pressefreiheit unange- 
tastet bleibt? . 

Trifft es zu, daß der Ministerpräsident des 
Landes Schleswig-Holstein am 18. Januar 1972 
an die Brüsseler EWG-Kommission ein Schrei- 
ben gerichtet hat, in dem gefordert wird, beim 
Beitritt Dänemarks in die EWG für die beson- 
ders gefährdeten Branchen Baustoffe, Nah- 
rungsmittel, Papier, Holz und Futtermittel 
während der Übergangszeit besondere Grenz- 
ausgleichsabgaben an der deutsch-dänischen 
Grenze zu erheben? 

Wenn ja, hält die Bundesregierung die Forde- 
rung der Landesregierung für realisierbar, 
und wie sieht die Bundesregierung die Bilanz 
der Vor- und Nachteile eines Beitritts Däne- 
marks? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
ergriffen, um das Breschnew-Angebot ver- 
bindlich zu gestalten, wonach eine Anerken- 
nung der EWG abhängig von der Anerken- 
nung des Comecon ist? 

Kann die Bundesregierung mit der UdSSR 
verbindlich vereinbaren, daß die Erwähnung 
des Artikels II der Uno-Charta auf die Ge- 
samtverbindlichkeit der Uno-Charta hinweist 
und damit auch das in dieser Uno-Charta ver- 
ankerte Selbstbestimmungsrecht aller Völker 
und ihrer Menschen? 
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B. Schriftlidie Fragen gemäß IV. der Riditlinien 


Gesdiäftsbereidi des Auswärtigen Amts 


1. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die 
Engelsberger Sender „Radio Free Europe" und „Radio Li- 
berty" ihre Tätigkeit einstellen sollten, oder 
stimmt sie vielmehr mit mir darin überein, 
daß die Völker Osteuropas, die von den 
Massenmedien ihrer Länder auch weiterhin 
nur im Sinne des kommimistischen Systems 
informiert werden, nach wie vor Anspruch 
auf eine wahrheitsgetreue Berichterstattxmg 
haben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


2. Abgeordneter Bestehen statistische Aufzeichnimgen über die 
Niegel Aufgliederung der Zahl der ehelichen Güter- 

stände nach Zugewinngemeinschaft, Gütertren- 
nung und allgemeiner Gütergemeinschaft im 
allgemeinen imd speziell von selbständig Tä- 
tigen in der Landwirtschaft? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


3. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Parlamentarische Staats- 
Ott Sekretär im Bimdesinnenministerium, Wolf- 

ram Dom, Einfluß auf den Bundesverband für 
den Selbstschutz genommen hat, einem mit 
ihm befreundeten Verleger in Altena (West- 
falen) einen langjährigen Auftrag zur Herstel- 
lung des „ZS-Magazin" zu erteilen, durch den 
Pressemeldungen zufolge dem Bimd in den 
nächsten drei Jahren Schäden in Höhe von 
rund 900 000 DM entstehen? 


4. Abgeordneter Sind der Bundesregierung bereits konkrete 
Dr« RInderspacher Maßnahmen der Schweizer Regierung bekannt, 
die darauf abzielen, die Zahl der Motorboote 
auf dem Bodensee im Interesse der Sauber- 
haltimg des Wassers zu reduzieren oder sie 
ganz zu verbieten? 


5. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, diese Absicht 
Dr. Rinderspacher durch entsprechende eigene Maßnahmen zu 
unterstützen und eventuell auf andere Binnen- 
gewässer auszudehnen? 
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6. Abgeordneter 

Gnädinger 


7. Abgeordneter 

Gnädinger 


8. Abgeordneter 

Dr. Sdinütt- 
Vodkenhansen 


9. Abgeordneter 
Hansen 


10. Abgeordneter 
Biediele 


11. Abgeordneter 
Biediele 


12. Abgeordneter 
Dr. Rinsdie 


Treffen Zeitungsmeldungen zu, denen zufolge 
die Bundesregierung bei der Beschränkung des 
umweltschädigenden Motorbootverkehrs auf 
dem Bodensee weniger einschneidende Maß- 
nahmen für richtig hält, als dies von den 
regionalen Behörden, insbesondere der „Tech- 
nischen Kommission" zur Reinhaltung des 
Sees als unbedingt notwendig angesehen 
wird? 


Ist die Bundesregierung bereit, in Verhand- 
lungen mit der österreichischen und schweize- 
rischen Regierung den Standpunkt der „Tech- 
nischen Kommission" bezüglich der Zulas- 
sungsbeschränkimg für Motorboote auf dem 
Bodensee zu unterstützen? 


Ist die Bimdesregierung bereit, darauf hinzu- 
wirken, daß entsprechende Schutzbestimmun- 
gen, wie sie für Schalter und Schalterhallen 
von Banken und Sparkassen bestehen, auch für 
Geldtransportwagen geschaffen werden? 


Welche Folgerungen wird die Bundesregie- 
rung aus dem Urteil des Bundesgerichtshofes 
in Sachen Bimdesrepublik Deutschland gegen 
Bergmann & Co, vom 28. Mai 1971 — V ZR 
121/68 — besonders im Hinblick auf den § 19 
des Schutzbaugesetzes ziehen? 


Welche Zuwendungen wird die Bundesregie- 
rung aus dem 5-Jahres-Leitprogramm für die 
Sanierung des Bodensees, des größten Trink- 
wasserspeichers Europas, für das Jahr 1972 
bereitstellen, und nach welchen Prinzipien 
werden diese Zuwendungen vergeben? 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, die 
in einem Fachgutachten der Firma DORNIER- 
SYSTEM, Immenstaad, zu notwendigen und 
möglichen Maßnahmen des Umweltschutzes in 
Baden- Württemberg — erstellt im Auftrag des 
Innenministeriums Baden- Württemberg — 
dargelegt wird, daß der Lebensmittelkontrolle 
in der Rangordnung der Aufgaben des Um- 
weltschutzes der erste Patz noch vor der Ab- 
wasserbeseitigimg z,ukomme? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die folgen- 
de, in einem Schreiben des Bundes der Ruhe- 
standsbeamten und Hinterbliebenen im Deut- 
schen Beamtenbund vom 29. Februar 1972 zum 
Ausdruck gekommene Feststellung: „Bekannt- 
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lidi hat man in den letzten Jahren immer 
wieder sogenannte strukturelle Besoldungs- 
verbesserungen auf die aktiven Beamten be- 
schränkt und so einen systematischen kalten 
Abbau der Beamtenpensionen betrieben. Da 
die Pensionen zudem im Gegensatz zu den 
Renten versteuert werden und Empfänger be- 
amtenrechtlicher Versorgungsbezüge praktisch 
gezwungen sind, große Teile (oft bis zu 20®/o) 
ihres Einkommens für eine freiwillige Kran- 
kenversicherung aufzuwenden, sinkt die ver- 
bleibende Nettopension besonders in den 
unteren und mittleren Einkommensbereichen 
in der Regel unter vergleichbaren Sozialren- 
ten."', und was gedenkt die Bundesregierung 
zu tun, diese offenkundige Unterentwicklung 
der Pensionen zum Besseren zu wenden? 


13. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundeszentrale für politi- 
Picard sehe Bildung, wie in der Presse berichtet, oder 

eine andere Stelle, die Landesfilmdienste in 
den Bundesländern angewiesen hat, 33 Filme 
mit sofortiger Wirkung aus dem Verleih zu 
ziehen und aus Gründen der Kostenersparnis 
zu vernichten, wobei unter den zu vernichten- 
den Filme u. a. die Filme „Vom Feldzeichen 
zum Bundeswappen", „Kontrolle in Bonn", 
„Rechte für alle" und „Ungarn in Flammen" 
sein sollen? 


14. Abgeordneter Wer hat, falls die Frage 13 zu bejahen ist, 
Picard aus welchem Grunde, welchem Konzept ent- 

sprechend und auf wessen Anregungen hin die 
in Frage 13 genannte Anordnung gegeben? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen 


15. Abgeordneter Gedenkt die Bundesregierung, eine gesetz- 
Dr. Hubrlg liehe Grundlage für eine amtliche Statistik der 

Forschungs- und Entwicklimgsausgaben der 
deutschen Wirtschaft, ähnlich wie in den USA, 
Japan und Frankreich, zu schaffen? 


16. Abgeordneter Welchen Aussagewert haben die vom Stifter- 
Dr. Hubiig verband der deutschen Wissenschaft durchge- 

führten Erhebungen über die Forschungs- und 
Entwicklungsaufwendungen der deutschen 
Wirtschaft, und in welchem Umfang sind diese 
Angaben repräsentativ und statistisch gesi- 
chert? 
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17. Abgeordneter 

Biehle 


18. Abgeordneter 
Dr. Dübber 


19. Abgeordneter 

Ott 


20. Abgeordneter 

Leidit 


21. Abgeordneter 

Katz^ 


22. Abgeordneter 

Katzer 


23. Abgeordneter 

Erpenbedi 


Ist die Bundesregierung bereit, Bestrebungen 
der Länder bei der kommunalen Gebietsre- 
form im Rahmen der gesetzlichen Möglich- 
keiten zu unterstützen und dabei die Förde- 
rungsmaßnahmen des regionalen Aktionspro- 
gramms für das unterfränkische Zonenrand- 
und Ausbaugebiet auf den Landkreis Lohr 
auszudehnen, der bisher ausgeklammert war, 
aber ab 1. Juli 1972 mit den seither schon als 
Ausbaugebiete anerkannten Landkreisen Ge- 
münden, Karlstadt und Marktheidenfeld zu 
einem neuen Landkreis „Mittelmain'' zusam- 
mengelegt wird? 


Ist die Behauptung der Hamburger Zeitschrift 
„Der Spiegel" richtig, wonach das durchschnitt- 
liche Jahreseinkommen der niedergelassenen 
Ärzte 125 000 DM (vor Steuern) jährlich be- 
trägt? 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die sich abzeichnende Tendenz zu einer mehr 
oder weniger permanenten Hochzinspolitik 
den Erwerb von Wohnungseigentum für die 
Masse der Bevölkerung unmöglich macht, tind 
daß die geplante Steuer- und Realkreditgesetz- 
gebung zu einer Verteuerung der Wohnungs- 
baufinanzierung beitrage? 


Welche Einflußnahme kann die Bundesregie- 
rung darauf nehmen, daß Vorfälle, wie am 
14. März 1972 in einem Altrheinarm bei Phi- 
lippsburg vorgekommen, wo bei Tankreini- 
gungsarbeiten amerikanischer Streitkräfte 
durch Abfließen von ölschmutz ein Fisch- und 
Vogelsterben verursacht wurde, verhindert 
werden? 


Welche Gründe bewegen die Bundesregierung, 
eine bundeseigene Grundstücksfläche inner- 
halb der Umzäunung des Flughafens Köln- 
Wahn, die für den Bau eines Flughafenhotels 
vorgesehen ist, nicht an die Flughafengesell- 
schaft sondern an eine Münchner Grundstücks- 
gesellschaft veräußern zu wollen? 


Wie sind die Konditionen des beabsichtigten 
Verkaufs insbesondere hinsichtlich der Auf- 
lage, auf dem Grundstück ein Hotel zu errich- 
ten? 


Ist es richtig, daß die Vestisch Märkische 
Wohnungsbaugesellschaft mbH Recklinghau- 
sen aus dem Bundesvermögen an die Stadt 
Recklinghausen verkauft werden soll, daß der 
Wohnungsbestand der Gesellschaft ausschließ- 
lich oder überwiegend mit Bergarbeiterwoh- 
nungsbaumitteln gefördert wird und daher 
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Kraft Gesetz zweckgebunden ist und daß von 
den 6000 zum Verkauf angebotenen Wohnun- 
gen der Gesellschaft nur rund ein Viertel im 
Bereich der Stadt Recklinghausen liegt? 

24. Abgeordneter Ist die Bundesregierung unter diesen Umstän- 

Erpenbeck den nicht der Meinung, daß es zweckmäßiger 

wäre, das Unternehmen an eine Wohnungs- 
baugesellschaft zu verkaufen, die Bergarbeiter- 
wohnungen baut, z. B. an die Treuhandstelle 
für Bergmannssiedlungen? 

25. Abgeordneter Warum werden die Zahlungen aus dem Bxm- 

Wohlrabe deshaushalt an die DDR gemäß Artikel 18 des 

Transit abkommens in Höhe von 234,9 Millio- 
nen DM jährlich sowie die erste Abschlags- 
zahlung in Höhe von 10 Millionen DM zur 
Abgeltung von Visagebühren etc. für die 
Osterbesuchsregelung der Berliner auf ein 
Konto der Bank für Gemeinwirtschaft zur 
freien Verfügung der DDR-Regierung im Wäh- 
rungsgebiet West vorgenommen? 

26. Abgeordneter Wie und auf welche Weise hat die Bundes- 

Wohlrabe regierung sichergestellt, daß durch die Regie- 

rung der DDR die bisher in einer Gesamthöhe 
von rund 245 Millionen DM gezahlten Beträge 
ausschließlich für Zwecke Verwendung finden, 
die mit dem Grundgesetz der Bundesrepublik 
Deutschland in Einklang zu bringen sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährungr 
Landwirtschaft und Forsten 

27. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, 

Bay den Bestand an freilebenden Greifvögeln ge- 

gen die zunehmenden Auswirkungen der 
Greifvogelhaltung und Falknerei nachhaltig im 
Interesse des ökologischen Gleichgewichts 
durch ein gesetzliches Verbot der Greifvogel- 
haltung und der Falknerei zu schützen? 

28. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung für ein solches Ver- 

Bay bot Möglichkeiten im Rahmen der bestehen- 

den Gesetzgebungskompetenz? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

29. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für richtig, daß 
Müller die Vertrauensmänner der Schwerbeschädig- 

(Mülheim) ten (§§ 32, 52 des Betriebsverfassungsgesetzes) 

nicht unter die Geheimhaltungspflicht des § 79 
des Betriebsverfassungsgesetzes fallen? 
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30. Abgeordneter Wodurch könnte zu sichern sein, daß dieser 

Müller Personenkreis, aber auch Sachverständige, die 

(Mülheim) der Betriebsrat im Einzelfall zu seinen Sitzim- 

gen hinzuziehen kann, gegenüber den anderen 
Sitzungsteilnehmern nicht bevorrechtigt wer- 
den? 

31. Abgeordneter Ist eine Gleichbehandlung von nichtbeamteten 

T.Ink Schwerbeschädigten im Rahmen des Schaden- 

ausgleichs nach dem Bundesversorgungsgesetz 
gewährleistet gegenüber beamteten Schwer- 
beschädigten, die nach den beamtenrechtlichen 
Vorschriften einen besonderen Zuschlag zum 
Hundertsatz des Ruhegehalts erhalten? 

32. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung mit dem gelten- 

Gierenstelii den Betriebsverfassungsgesetz für vereinbar, 

wenn in einem Großbetrieb in Ingolstadt die 
vom Vorstand der SPD herausgegebene Par- 
teizeitschrift „debatte" verteilt wird? 

33. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung im Rah- 

Kater men ihrer vorgesehenen Maßnahmen zur Ver- 

besserung und Förderung der Arbeitsmedizin 
die Einrichtung von Werksärztenzentren für 

, kleinere und mittlere Unternehmen? 

34. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, die 

Kater Einrichtung solcher Werksärztezentren zu för- 

dern und zusätzliche Aus- und Fortbildungs- 
möglichkeiten auf dem Gebiet der Arbeits- 
medizin für solche bereits praktizierende 
Ärzte zu schaffen, die bereit wären, an der- 
artigen Institutionen mitzuwirken? 

35. Abgeordneter Treffen Presseberichte zu, wonach zwei Deut- 

Hansen sehe, die im deutsch-türkischen Arbeitsver- 

mittlungsbüro in Istanbul arbeiteten, an der 
illegalen Vermittlung von türkischen Arbei- 
tern in die Bundesrepublik Deutschland be- 
teiligt waren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


36. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich 
Seefeld Klagen über die schleppende Zustellung der 

Zeitschrift „Das Parlament", die von Ausbil- 
dern der Bundeswehr als wichtige Hilfe für 
die Gestaltung des staatsbürgerlichen Unter- 
richts bezeichnet wird, durch die Verteilungs- 
stellen der Bundeswehr mehren (die Zeitimg 
trifft bisweilen erst einige Wochen nach dem 
Erscheinungsdatum bei der Truppe ein), und 
wie kann Abhilfe geschaffen werden? 
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Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


37. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung das Ange- 
Zebisdi bot an Nachwuchskräften für Berufe der Alten- 

pflege? 


38. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Zebisdi rung, in Zusammenarbeit mit den Verbänden 

der freien Wohlfahrtspflege diese Berufszwei- 
ge zu fördern? 


39. Abgeordneter Sind der Bundesregierung irgendwelche Un- 
Dr. Jungmann tersuchungen bekannt, die eine mutagene 
Wirkung der Cyclamat-Süßstoffe bzw. des 
Cychlohexylamin (= cha) oder Hinweise auf 
eine derartige Wirkung ergeben haben? 


40. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Dr. Jungmann es nicht vertretbar wäre, eine Änderung der 

Bestimmungen über Süßstoffe schon zu einem 
Zeitpunkt vorzunehmen, in dem die z. Z. in 
der Bundesrepublik Deutschland, in Europa 
und den USA laufenden zahlreichen wissen- 
schaftlichen Untersuchungen noch nicht abge- 
schlossen sind, womit innerhalb von zwölf 
Monaten zu rechnen ist? 


41. Abgeordneter Für welchen Zeitpunkt ist die Inkraftsetzung 

Busdifort derjenigen Bestimmungen des Bundesausbil- 

dungsförderungsgesetzes geplant, die eine 
Förderung der Kinder von Ausländern vor- 
sehen? 


42. Abgeordneter Wie werden deutsche Staatsangehörige behan- 
Busdifort delt, wenn sie ihren ständigen Wohnsitz in 

einem EWG-Land haben? 


43. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Dr. Abelein durch eine angemessene Beteiligung die kata- 

strophale Finanzlage des Landeswohlfahrts- 
verbands Württemberg-Hohenzollem, die ihn 
zunehmend außerstande setzt, seine Aufgaben 
dürchzuführen, zu verbessern? 


44. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Dr. Abelein rung, sich an der Finanzierung der von ihr 

gesetzlich festgelegten Leistungen auf den 
Gebieten der Kriegsopferfürsorge, der Sozial- 
hilfe und der Jugendhilfe zu beteiligen? 
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Gesdiäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


45. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
Haase den ständig anwachsenden Schwerlastverkehr 

(Kellinghusen) aus dem Wirtschaftsraum Brunsbüttel über 

die B 5 in Richtung Jlamburg im Bereich der 
Ortsdurchfahrt Wüster die Erschüttenmgs- 
schäden an Wohn- und Geschäftsgebäuden er- 
schreckend zunehmen, und wird die Bundes- 
desregierung deshalb bereit sein, der im Be- 
darfsplan für die Bundesfernstraßen in der 
Dringlichkeitsstufe I eingestuften Ortsumge- 
hung Wüster einen notwendigen Vorrang ein- 
zuräumen? 


46. Abgeordneter Kann damit gerechnet werden, daß eine ent- 
Haase sprechende Vorrangeinräumung wegen glei- 

(KelUnghuseii) eher Tatbestände auch für die Ortsumgehung 
Kellinghusen im Zuge der B 206 erfolgt? 


47. Abgeordneter Hat die Bundesregierung das Projekt der 
Nord-Süd-Umgehung als Osttangente zwischen 
der Staatsstraße 2315 und der B26 im Bereich 
der Stadt Lohr am Main nach den vorgelegten 
Plänen des Bauträgers gebilligt, und ist sie 
bereit, diese Pläne als Grundlage zur Bezu- 
schussung durch den Bund zu betrachten? 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach der ur- 
sprünglich vom Vorstand der Deutschen Bun- 
desbahn geplante Termin für die Auflösung 
der Bundesbahndirektion Münster, der 1, April 
bzw. 1. Mai 1972, nicht mehr aktuell ist? 


49. Abgeordneter Wird die Bundesregierung es hinnehmen, daß 

Dr. Kliesing das mit Zustimmung aller Fraktionen des 

(Bad Honnef) Deutschen Bundestages als besonders schüt- 
zenswert bezeichnete Recht des Menschen auf 
unschädliche Umwelt dadurch verletzt wird, 
daß die im Endausbau sechsspurige Bimdes- 
autobahn A221 in einem Abstand von teil- 
weise weniger als 30 m an dem reinen Wohn- 
gebiet Meckenheim-Merl — einem u. a. vom 
Bund geförderten Demonstrativbauvorha- 
ben — entlanggeführt wird? 


50. Abgeordneter Auf welche Weise beabsichtigt die Bundes- 
Dr. Kliesing regierung sicherzustellen, daß der Bau dieser 
(Bad Honnef) Bundesautobahn auf der Grundlage einer Pla- 
nung erfolgt, die — im Gegensatz zur bisheri- 
gen Planung — nicht im Widerspruch zu den 
Grundsätzen des Immissionsschutzes steht? 


48. Abgeordneter 

Berding 
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51. Abgeordneter 

Wolfram 


52. Abgeordneter 

Wolfram 


53. Abgeordneter 
Haehser 


54. Abgeordneter 
Haehser 


55. Abgeordneter 

Engelsberger 


56. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunsdiweig) 


57. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunsdiweig) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
angelegte Sicherheitsgurte das Risiko von 
Verletzungen bei Unfällen vermindern bzw. 
die Anzahl der Unfalltoten reduzieren kön- 
nen, und welche Maßnahmen hat sie — sofern 
die o. a. Auffassung geteilt wird — bei bundes- 
eigenen Fahrzeugen ergriffen, um ein Anlegen 
von Sicherheitsgurten zu gewährleisten? 


Was hat die Bundesregierung bislang daran 
gehindert, den Einbau von Sicherheitsgurten 
vorzuschreiben, und welche Maßnahmen ge- 
denkt die Bundesregierung zur Popularisie- 
rung des Unfallschutzes durch Sicherheitsgurte 
zu ergreifen? 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 
Organisation der im Einzugsgebiet des Rheins 
liegenden Wasserwerke, daß die deutschen 
Schiffsführer der auf dem Rhein verkehren- 
den Wasserfahrzeuge das Verbot, Altöl (Bil- 
gen) in den Rhein zu pumpen, fast hundert- 
prozentig beachteten, während die Verant- 
wortlichen auf ausländischen Booten es mit 
der Altöl Vernichtung weit weniger genau näh- 
men? 


Mit welchen Strafen haben Schiffsführer zu 
rechnen, wenn sie von der Wasserschutzpoli- 
zei beim Einleiten von Altöl in den Rhein oder 
in die Mosel gestellt und angezeigt werden, 
und hält die Bundesregierung die bisherige 
Strafpraxis für ausreichend? 


Ist die Bundesregierung bereit, den dringend 
erforderlichen Streckenabschnitt der B 299 neu 
von der Einmündung in die BAB München — 
Salzburg bis an die nördliche Grenze des 
Landkreises Traunstein bevorzugt auszubauen, 
und bis zu welchem Zeitpunkt ist mit der 
wenigstens einspurigen Fertigstellung zu rech- 
nen? 


Ist die Bundesregierung bereit, bei der Deut- 
schen Bundesbahn daraufhinzuwirken, daß 
das Ausbesserungswerk Braunschweig die Ge- 
nehmigung und die entsprechenden Voraus- 
setzungen erhält, sämtliche vorhandenen Ar- 
beitsplätze zu besetzen? 


Kann die Bundesregierung die Zusicherung 
geben, daß das Braunschweiger Ausbesse- 
rungswerk — im Zonenrandgebiet gelegen — 
auch nach dem Auslaufen der Dampflokaus- 
besserung, als moderner Betrieb der Deutschen 
Bundesbahn bei voller Kapazitätsausnutzung, 
erhalten bleibt? 
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58. Abgeordneter Wann ist mit dem Baubeginn der Autobahn- 

Dr. Haack ausfahrt Sdinaittach im Zuge der Bundesauto- 

bahnstrecke Nürnberg — Hof zu rechnen, der 
ursprünglich schon für das vergangene Jahr 
vorgesehen war? 

59. Abgeordneter Bis wann ist mit der Fertigstellung des Ab- 

Dr. Gatzen Schnittes Bliesheim — Wißkirchen der A 110 zu 

rechnen? 


60. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Deutsche Bun- 
Dr. Sdunitt- despost, um den Nebenstellen der Wohlfahrts- 

Vodcenhausen verbände bei Abwesenheit der Fahrer die 
Weiter Schaltung zu anderen Zentralen schnell 
zu ermöglichen, zumal die technischen Voraus- 
setzungen erfüllt werden können? 


61. Abgeordneter Aus welchen Gründen hat die Deutsche Bun- 
Dr. Hauser despost in die dem Fremdenverkehr gewid- 

(Sasbach) mete, bereits seit 1969 laufende Sonderpost- 

wertzeichenserie noch kein Motiv der welt- 
bekannten Bäder- und Kongreßstadt Baden- 
Baden aufgenommen, obwohl diese Stadt 
schon längst zum „internationalen Salon der 
Bundesrepublik" geworden ist? 


62. Abgeordneter Wird die Deutsche Bundespost bei Weiter- 
Dr. Hauser iührung dieser . Sonderpostwertzeichenreihe 

(Sasbach) der besonderen Bedeutung der Stadt Baden- 

Baden Rechnung tragen und sie ebenfalls in 
dieser Serie berücksichtigen? 


63. Abgeordneter Trifft es zu, daß im Zuge der Inbetriebnahme 
Dr. Franz der Knotenvermittlungsstellen Kirchseeon und 

Markt Schwaben im Landkreis Ebersberg eine 
Verteuerung von Ferngesprächen nach Mün- 
chen um lOOVo vorgesehen ist? 


64. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die vorgese- 
Dr. Franz hene Regelung nochmals zu überprüfen, um 

eine weitere wirtschaftliche Verpflechtung des 
Landkreises Ebersberg mit der Region Mün- 
chen nicht zu verhindern, die letztlich auch 
einer Entballung des Raumes München dient? 


65, Abgeordneter Ist es zutreffend, daß die Deutsche Bundes- 
van Delden post eine Datenfernsprechtastatur (System 

Siemens) einführen will, welche abweicht von 
der international bei Büro- und Buchungsma- 
schinen gebräuchlichen Zehnertastatur, und 
ist sie gegebenenfalls bereit, ihren Standpunkt 
zugunsten der oben erwähnten Bedienungs- 
vereinheitlichung (Rationalisierimg) zu über- 
prüfen? 
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66, Abgeordneter Trifft es zu, daß im Zuge der kommuna- 
Pfeifer len Neugliederung Baden- Württembergs eine 

größere Anzahl von Postämtern aufgelöst wer- 
den soll, und wie viele Postämter sind davon 
gegebenenfalls im Bezirk der Oberpostdirek- 
tion Tübingen betroffen? 

Auf welche Weise wird die Bundesregierung 
in jedem einzelnen Fall vor der Auflösung 
eines Postamtes sicherstellen, daß den betrof- 
fenen Postbediensteten daraus keine wesent- 
lichen sozialen Nachteile imd den Postkunden 
keine unzumutbaren Erschwernisse entstehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 


68. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
Dr. Haack die neue Verwaltungsvorschrift zum 2. Wohn- 

geldgesetz, nach der Bewohner eines Alten- 
pflegeheimes, das räumlich und wirtschaftlich 
eine Einheit mit einem Altenheim bildet, beim 
Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen nur 
dann einen Anspruch auf Wohngeld haben, 
wenn die Bettenzahl im Altenpflegeheim ge- 
ringer als im Altenheim ist, sachlich gerecht- 
fertigt und rechtlich bedenkenfrei ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


69, Abgeordneter Ist das atomrechtliche Verfahren gemäß § 7 

Dr. Evers Abs. 3 des Atomgesetzes für das geplante 

Atomkraftwerk Breisach bereits eingeleitet 
worden, und ist die Bundesregierung bereit, 
im Rahmen ihrer Rechts- und Fachaufsidit 
über die Genehmigungsbehörde der Länder 
gemäß Artikel 85 des Grundgesetzes über den 
Stand dieses atomrechtlichen Verfahrens Aus- 
kunft zu geben? 

70. Abgeordneter Ist die Bundesregierung wegen der besonderen 

Dr. Evers Problematik des geplanten Atomkraftwerkes 

von Breisach bereit, vor Abschluß des atom- 
rechtlichen Verfahrens eine umfassende Unter- 
richtung des zuständigen Ausschusses des 
Deutschen Bundestages über das Ergebnis des 
atomrechtlichen Verfahrens vorzunehmen? 


67, Abgeordneter 

Pfeifer 
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71. Abgeordneter Welche finanziellen Aufwendungen — perso- 

Leicht nell wie investitionsmäßig — werden beim 

Bund bzw. bei den Ländern entstehen, wenn 
die von Bundesminister von Dohnanyi mehr- 
fach in der Öffentlichkeit angekündigte Ge- 
samtschule und Gesamthochschule verwirk- 
licht werden, und inwieweit sind im geltenden 
Finanzplan des Bundes Mittel für diese Vor- 
haben (einschließlich der noch geplanten Mo- 
dellversuche) vorgesehen? 

72. Abgeordneter Wie weit sind die praktischen Anwendungen 

Dr. Hubrig der im Forschungsbericht IV, Textziffer 12, 

zitierten EDV-unterstützten Informationssy- 
steme im Bereich der Forschungsförderung 
des BMBW gediehen? 

73. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die im For- 

Lenzer schungsbericht IV, Absatz 29, getroffene Fest- 

stellung, daß „die Stiftungstätigkeit durch ent- 
sprechende steuerliche Regelungen weiter an- 
geregt werden könnte" durch Vorschläge ge- 
nauer zu präzisieren? 

74. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß der 

Lenzer Wegfall der Sonderabschreibungen für For- 

schungs- und Entwicklimgsausgaben im Rah- 
men der EWG-Steuerharmonisierung und un- 
ter Berücksichtigung der steuerlichen For- 
schungsförderung in den westlichen Industrie- 
ländern geeignet ist, die internationale Wett- 
bewerbsposition der deutschen Wirtschaft ein- 
zuschränken? 


Bonn, den 7. April 1972 
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